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M a n d a n t e n b r i e f  I I I / 2 0 1 9  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen und 
Entscheidungen. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email-
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

INHALT:  
· Steuertermine: Oktober - Dezember 2019 
· Einkommensteuer 
Ø Aufwendungen für ein mit Nutzungsrecht eines Drit-

ten belastetes Grundstück als vorab entstandene 
Werbungskosten 

Ø Erstattung von Rentenversicherungsbeiträgen ist 
steuerfrei 

Ø Vertraglich übernommene Gewerbesteuer als Veräu-
ßerungskosten 

Ø Steuerermäßigung wegen Unterbringung eines El-
ternteils in einem Pflegeheim 

Ø Kosten der Einrichtungsgegenstände bei einer dop-
pelten Haushaltsführung voll abziehbar 

Ø Gewerbliche Tätigkeit durch nachhaltig ausgeübte 
Warenverkäufe auf der Internetplattform eBay 

Ø Schätzung beruflich veranlasster Aufwendungen ei-
ner Firmenfeier 

Ø Überschusserzielungsabsicht bei Vermietung einer 
Gewerbeimmobilie 

Ø Tarifermäßigung für die Besteuerung von Abfindun-
gen nur bei Auszahlung in einem Veranlagungszeit-
raum 

Ø Renovierungsleistungen zugunsten von Teilnehmern 
der Fernsehshow „Zuhause im Glück“ unterliegen  
der Einkommensteuer 

Ø Stipendiumsleistungen mindern nur teilweise die ab-
ziehbaren Ausbildungskosten 

Ø Keine ermäßigte Besteuerung bei über mehrere  
Jahre angesparten Jahres-Boni bei einmaliger Aus-
zahlung 

· Umsatzsteuer 
Ø Erstattung zu Unrecht abgeführter Umsatzsteuer an 

Bauträger 
Ø Identität von Rechnungsaussteller und leistendem 

Unternehmer als Voraussetzung für den Vorsteuer-
abzug 

· Personalwirtschaft 
Ø Erhebung von Säumniszuschlägen auf nachgefor-

derte Sozialversicherungsbeiträge nur bei bedingtem 
Vorsatz 

· Arbeitsrecht 
Ø Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Urlaubs-

anspruch 
· Verfahrensrecht/AO/GFO 
Ø Ausländische Buchführungspflichten können deut-

sche steuerliche Buchführungspflicht begründen 
Ø Korrektur fälschlicherweise gewinnerhöhend ausge-

buchter Verbindlichkeit 
· Termine/Allgemeines 
Ø Solaranlagen und Co. müssen ins Marktstammdaten-

register eingetragen werden 
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Termine Oktober - Dezember 2019 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.10.2019 14.10.2019 07.10.2019 

dto. 11.11.2019 14.11.2019 08.11.2019 
dto. 10.12.2019 13.12.2019 06.12.2019 
Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.10.2019 14.10.2019 07.10.2019 
dto. 11.11.2019 14.11.2019 08.11.2019 
dto. 10.12.2019 13.12.2019 06.12.2019 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 

10.12.2019 13.12.2019 06.12.2019 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.12.2019 13.12.2019 06.12.2019 

Gewerbesteuer 15.11.2019 18.11.2019 12.11.2019 
Grundsteuer 15.11.2019 18.11.2019 12.11.2019 
Sozialversicherung5 29.10.2019 entfällt entfällt 
dto. 27.11.2019 entfällt entfällt 
dto. 27.12.2019 entfällt entfällt 

 
 
Aufwendungen für ein mit Nutzungsrecht eines Dritten belastetes Grundstück 

als vorab entstandene Werbungskosten 
 
Eine Mutter vermietete ein Gebäude mit einer Ladeneinheit und sechs Mietwohnungen. Ihr Sohn erwarb dieses gemein-
sam mit seiner Schwester im Wege der vorweggenommenen Erbfolge. Die Mutter behielt sich ein lebenslängliches Nut-
zungsrecht (Nießbrauch) vor. Später kaufte der Sohn seiner Schwester ihren Teil ab. Er wollte die Finanzierungskosten 
(Zinsen), die ihm im Rahmen des Erwerbs entstanden waren, als vorab entstandene Werbungskosten bei den Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung abziehen. Der Bundesfinanzhof6 lehnte dies ab. 
 
Werbungskosten sind Aufwendungen, die durch die Erzielung steuerpflichtiger Einnahmen veranlasst sind. Sie können 
auch schon vor der Erzielung der Einnahmen anfallen. Abziehbar sind sie nur dann, wenn zwischen Kosten und Einnah-
men ein ausreichend bestimmter wirtschaftlicher Zusammenhang besteht. Der zeitliche Zusammenhang ist zwar kein 
Tatbestandsmerkmal, ihm kommt jedoch indizielle Bedeutung zu. Daher sind nach ständiger Rechtsprechung Aufwen-
dungen für ein mit einem lebenslänglichen Nutzungsrecht eines Dritten belastetes Grundstück keine vorab entstande-
nen Werbungskosten, solange ein Ende der Nutzung nicht absehbar ist. So lag der Fall auch hier. Der Nießbrauch be-
stand lebenslänglich. 
 
  

                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlänge-

rung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

6 BFH, Urt. v. 19.02.2019, IX R 20/17, BFH/NV 2019, S. 540, LEXinform 0951450. 
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Erstattung von Rentenversicherungsbeiträgen ist steuerfrei 

 
Der Rentenanspruch für eine Regelaltersrente kann erst nach einer Mindestversicherungszeit von fünf Jahren entstehen. 
Steuerpflichtige, die vorher verbeamtet werden, können bereits an die Deutsche Rentenversicherung gezahlte Beiträge 
zurückfordern.7 
 
Das Finanzgericht Düsseldorf8 hat entschieden, dass die Erstattung solcher Rentenversicherungsbeiträge einkommen-
steuerfrei sei. Auch eine Verrechnung des Erstattungsbetrags mit den geleisteten Rentenversicherungsbeiträgen (Son-
derausgaben) im Zuflussjahr der Erstattung sei nicht zulässig. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 
 

Vertraglich übernommene Gewerbesteuer als Veräußerungskosten 
 
Ein Kommanditist veräußerte seinen Geschäftsanteil an einer GmbH & Co. KG. Er vereinbarte mit dem Käufer, dass 
beide die dabei aufgrund einer vorangegangenen Verschmelzung anfallende Gewerbesteuer jeweils zur Hälfte tragen 
sollten. Im Rahmen der Feststellungserklärung erklärte die GmbH & Co. KG aus dem Verkauf einen Veräußerungsge-
winn. Bei dessen Ermittlung minderte sie den Veräußerungserlös auch um die vom verkaufenden Kommanditisten über-
nommene Gewerbesteuer als Veräußerungskosten. 
 
Veräußerungskosten sind Betriebsausgaben, die durch die Veräußerung veranlasst sind. Das Verbot, Gewerbesteuer als 
Betriebsausgaben abzuziehen,9 gilt nur für den Schuldner der Gewerbesteuer. Es gilt nicht für denjenigen, der sich 
vertraglich zur Übernahme der Gewerbesteuer verpflichtet hat. Sofern die Übernahme der Gewerbesteuer nicht gesell-
schaftsrechtlich oder privat, sondern betrieblich veranlasst ist, kann die übernommene Gewerbesteuer beim verkaufen-
den Kommanditisten als Veräußerungskosten abzugsfähig sein. 
 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs10) 
 
 

Steuerermäßigung wegen Unterbringung  
eines Elternteils in einem Pflegeheim 

 
Aufwendungen für die Unterbringung von Angehörigen in einem Pflegeheim fallen nicht unter die Vergünstigung für 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen.11 
 
Ein Sohn beteiligte sich finanziell an den Kosten für die Heimunterbringung seiner Mutter. Er hatte diese Kosten, soweit 
sie auf Pflege und Verpflegung entfielen, steuermindernd geltend gemacht. 
 
Zu Unrecht, entschied der Bundesfinanzhof12. Eine Steuerermäßigung wird nur für Aufwendungen wegen der eigenen 
Unterbringung in einem Heim oder zur eigenen dauernden Pflege gewährt. Aufwendungen für die Unterkunft oder Pfle-
ge einer dritten Person fallen nicht unter die Begünstigungsregelungen. 
 
 

Kosten der Einrichtungsgegenstände bei einer  
doppelten Haushaltsführung voll abziehbar 

 
Der Abzug von Unterkunftskosten bei doppelter Haushaltsführung im Inland ist auf höchstens 1.000 € im Monat be-
grenzt.13 Hierzu gehören alle Aufwendungen, die der Steuerpflichtige zu tragen hat, um die Unterkunft zu nutzen. Die 
Aufwendungen für Haushaltsartikel und Einrichtungsgegenstände einschließlich der Abschreibung für Abnutzung sind 
nicht einzurechnen. Sie sind - soweit notwendig - unbegrenzt abzugsfähig. Die Nutzung solcher Haushaltsartikel und 
Einrichtungsgegenstände ist nicht mit der Nutzung der Unterkunft als solche gleichzusetzen. 
 
Die Finanzverwaltung hatte bisher die Auffassung vertreten, dass die Aufwendungen für Möblierung und Hausrat den 
nur beschränkt abziehbaren Unterkunftskosten zuzurechnen seien.14 
 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs15) 

                                                        
7 §§ 210 Abs. 1a, 286d SGB VI. 
8 FG Düsseldorf, Urt. v. 22.11.2018, 14 K 1629/18, (Rev. eingel., Az. BFH: X R 35/18), EFG 2019, S. 410, LEXinform 5021907. 
9 § 4 Abs. 5b EStG. 
10 BFH, Urt. v. 07.03.2019, IV R 18/17, BFH/NV 2019, S. 619, LEXinform 0951782. 
11 § 35a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 EStG. 
12 BFH, Urt. v. 03.04.2019, VI R 19/17, DStR 2019, S. 1144, LEXinform 0951338. 
13 § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 4 EStG. 
14 BMF, Schr. v. 24.10.2014, IV C 5 – S 2353/14/10002, Rz. 104, BStBl 2014 I, S. 1412, LEXinform 5235256. 
15 BFH, Urt. v. 04.04.2019, VI R 18/17, BFH/NV 2019, S. 870, LEXinform 0951311. 
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Gewerbliche Tätigkeit durch nachhaltig ausgeübte Warenverkäufe  

auf der Internetplattform eBay 
 
Wer kostengünstig oder kostenlos Gegenstände erwirbt, um sie anschließend über eBay in Form von Versteigerungen 
mit Gewinn zu verkaufen, übt eine gewerbliche Tätigkeit aus. Dies ergibt sich aus einem Urteil des Hessischen Finanz-
gerichts16. 
 
Die Klägerin will diese Entscheidung nicht akzeptieren. Sie ist der Auffassung, dass es sich bei ihrer Tätigkeit um eine 
reine Vermögensverwaltungstätigkeit gehandelt habe. Ihre Verkaufsaktivitäten habe sie nur zufällig, unprofessionell und 
ungeplant vorgenommen. Es habe sich um einen Zeitvertreib bzw. ein Hobby gehandelt. 
 
Ob diese Argumentation Bestand haben wird, muss abgewartet werden. Der Bundesfinanzhof muss abschließend ent-
scheiden. 
 

Schätzung beruflich veranlasster Aufwendungen einer Firmenfeier 
 
Der Bundesfinanzhof17 musste sich zum wiederholten Mal mit der Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für „Herrenaben-
de“ beschäftigen: 
 
Eine Rechtsanwaltskanzlei hatte in mehreren Jahren sog. Herrenabende im Garten des namensgebenden Partners ver-
anstaltet, bei denen jeweils über 300 Gäste unterhalten und bewirtet wurden. Dabei entstanden Aufwendungen für 
Musik, Veranstaltungstechnik und Bewirtung von rund 64 € pro Teilnehmer. Streitig war die Berücksichtigung als steu-
ermindernde Betriebsausgabe. 
 
Der Bundesfinanzhof stellte klar: Steht fest, dass ein abgrenzbarer Teil der Aufwendungen beruflich veranlasst ist, be-
reitet seine Quantifizierung aber Schwierigkeiten, ist der Anteil unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Umstände zu 
schätzen. Dies gilt auch, wenn im Rahmen eines Kanzleifests Mandanten, potenzielle Neu-Mandanten und Geschäfts-
freunde eingeladen werden und nicht mehr rekonstruierbar ist, wer tatsächlich erschienen ist. Ferner gilt dies auch, 
wenn aufgrund der zahlreichen persönlichen und geschäftlichen Beziehungen zu den eingeladenen Gästen nicht ab-
schließend beurteilt werden kann, bei welchem Gast von einer überwiegend beruflich veranlassten Einladung auszuge-
hen ist. 
 

Überschusserzielungsabsicht bei Vermietung einer Gewerbeimmobilie 
 
Verluste aus einer Vermietung sind steuerlich anzuerkennen, wenn der Vermieter beabsichtigt, über die voraussichtliche 
Dauer der Vermietung einen Überschuss zu erzielen. Bei der Vermietung von Wohnungen wird hiervon grundsätzlich 
typisierend ausgegangen, wenn die Vermietung auf Dauer angelegt ist. Bei Gewerbeimmobilien gilt diese Vermutung 
jedoch nicht. Vielmehr muss die Überschusserzielungsabsicht stets im Einzelfall festgestellt werden. Dabei wird auf 
einen Zeitraum von 30 Jahren abgestellt. 
 
Eine GbR erzielte Einkünfte aus der Verpachtung eines Hotel-Gasthofs, den sie 1993 erworben hatte. Nach Kündigung 
des Pachtvertrags nahm die GbR umfangreiche Umbauten und Erweiterungen vor und verpachtete den neuen Hotel- 
und Gaststättenkomplex an eine Betriebs-GmbH. Das Finanzamt ermittelte für einen 30-jährigen Prognosezeitraum seit 
Anschaffung einen Totalverlust. Es erkannte in Folge geltend gemachte Werbungskostenüberschüsse für Vorjahre nicht 
mehr an. 
 
Der Bundesfinanzhof18 hingegen entschied, dass durch Umbau und Erweiterung ein anderes Objekt entstand. Für dieses 
begann ein neuer Prognosezeitraum, für den die Überschusserzielungsabsicht neu zu beurteilen ist. 
 

Tarifermäßigung für die Besteuerung von Abfindungen nur  
bei Auszahlung in einem Veranlagungszeitraum 

 
Abfindungen wegen des Ausscheidens aus einem Dienstverhältnis können unter bestimmten Voraussetzungen ermäßigt 
besteuert werden. Dafür muss es in dem betreffenden Veranlagungszeitraum zu einer Zusammenballung der Einkünfte 
kommen und in Folge eine erhöhte steuerliche Belastung entstehen. 
 
Bei einer Aufteilung der Abfindung auf zwei oder mehrere Jahre wird die Tarifermäßigung grundsätzlich nicht gewährt. 
Unschädlich ist es jedoch, wenn im zweiten Jahr nicht mehr als 10 % der Gesamtentschädigung gezahlt werden. 
 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf19) 
 
                                                        
16 Hessisches FG, Urt. v. 19.07.2018, 2 K 1835/16, (Rev. eingel., Az. BFH: X R 26/18), EFG 2019, S. 777, LEXinform 5022057. 
17 BFH, Beschl. v. 21.03.2019, VIII B 129/18, BFH/NV 2019, S. 812, LEXinform 5908851. 
18 BFH, Urt. v. 19.02.2019, IX R 16/18, BFH/NV 2019, S. 804, LEXinform 0951871. 
19 FG Düsseldorf, Urt. v. 08.11.2018, 15 K 2482/18, LEXinform 5021955. 
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Renovierungsleistungen zugunsten von Teilnehmern der Fernsehshow „Zuhau-

se im Glück“ unterliegen der Einkommensteuer 
 
Gewinne aus einer Fernsehshow sind einkommensteuerpflichtig, wenn die Teilnahme und der Gewinn oder Vorteil ein 
gegenseitiges Leistungsverhältnis darstellen. Dann ist der Gewinn wie eine Entlohnung oder ein Erfolgshonorar zu beur-
teilen. Überwiegt bei einer Fernsehshow der Faktor Glück, sind die Gewinne nicht einkommensteuerpflichtig. 
 
Das Finanzgericht Köln20 hat entschieden, dass ein Teilnehmer an der Fernsehshow „Zuhause im Glück“ die bei ihm 
durchgeführten Renovierungen als geldwerten Vorteil versteuern muss. 
 
Bei dieser Show werden Eigenheime bedürftiger Personen umgebaut und renoviert. Die Leistungen der Teilnehmer 
bestehen u. a. in der Überlassung des Hauses, dem Geben von Interviews und der Kamerabegleitung. Für diese Leis-
tungen erhält der Teilnehmer zwar kein Geld, er muss aber die Renovierungskosten nicht zahlen. 
 
Das Gericht ist der Auffassung, dass die Renovierung kein Glücksmoment sei, sondern in einem Veranlassungszusam-
menhang mit den Leistungen des Teilnehmers stehe. Es stellt aber klar, dass nur die reinen Renovierungsleistungen 
steuerpflichtig seien. 
 

Stipendiumsleistungen mindern nur teilweise die  
abziehbaren Ausbildungskosten 

 
Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium sind, sofern kein Ausbildungsdienstverhält-
nis vorliegt, bis zu 6.000 € je Kalenderjahr als Ausbildungskosten (Sonderausgaben) abzugsfähig. 
 
Dagegen sind Aufwendungen für Aufbau- und Zweitstudiengänge in voller Höhe als Werbungskosten zu berücksichti-
gen. Wirken sich die Aufwendungen im Jahr der Verausgabung, z. B. wegen fehlender Einnahmen, nicht aus, sind sie 
vortragsfähig. Die steuermindernde Auswirkung ergibt sich dann in den Folgejahren. 
 
Das Finanzgericht Köln21 hatte darüber zu entscheiden, ob und wie Stipendiumszahlungen zu berücksichtigen sind. Im 
Urteilsfall erhielt ein Student für seine Zweitausbildung ein Aufstiegsstipendium in Höhe von 750 € monatlich. Das Fi-
nanzamt zog diese bezogenen Leistungen in voller Höhe von den vom Studenten erklärten vorweggenommen Wer-
bungskosten (Studienkosten) ab. 
 
Das Gericht kürzte nur die für die Bildungsaufwendungen erhaltenen anteiligen Leistungen. Gelder aus dem Stipendium, 
die dazu bestimmt sind, den allgemeinen Lebensunterhalt des Stipendiaten zu bestreiten, mindern demnach nicht die 
Werbungskosten für die Zweitausbildung. 
 
Die nicht auf die Werbungskosten anzurechnenden Beträge (im entschiedenen Fall 70 % der monatlichen 750 €) ermit-
telte das Gericht anhand der allgemeinen Lebenshaltungskosten eines Studenten. 
 

Keine ermäßigte Besteuerung bei über mehrere Jahre angesparten  
Jahres-Boni bei einmaliger Auszahlung 

 
Außerordentliche Einkünfte können ermäßigt besteuert werden.22 Hierzu gehören bspw. Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten, soweit sie sich über mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstrecken und einen Zeitraum von mehr als 
zwölf Monaten umfassen. 
 
In einem vom Finanzgericht Nürnberg23 entschiedenen Fall hatte sich ein Arbeitnehmer seine jeweils in den Jahren 
2004 bis 2010 verdienten Boni-Ansprüche erst 2011 in einer Summe auszahlen lassen und beantragte die ermäßigte 
Besteuerung. Das Gericht lehnte dies ab, weil es für die Steuerbegünstigung nicht ausreicht, dass der Betrag in einer 
Summe ausgezahlt wird. Erforderlich ist vielmehr, dass die Auszahlung auch ein zweckbestimmtes Entgelt für eine sich 
über mehrere Jahre erstreckende Tätigkeit ist. Die Boni wurden aber in den einzelnen Jahren verdient und nur auf 
Wunsch des Arbeitnehmers auf einmal ausgezahlt. 
 
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend entscheiden. 
 
 
  

                                                        
20 FG Köln, Beschl. v. 28.02.2019, 1 V 2304/18, EFG 2019, S. 898, LEXinform 5022099. 
21 FG Köln, Urt. v. 15.11.2018, 1 K 1246/16, (rkr.), EFG 2019, S. 541, LEXinform 5021973. 
22 § 34 EStG. 
23 FG Nürnberg, Urt. v. 13.11.2018, 1 K 833/17, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: IX B 18/19), LEXinform 5021929. 
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Erstattung zu Unrecht abgeführter Umsatzsteuer an Bauträger 
 
Nachdem der Bundesfinanzhof24 im Jahr 2013 entschieden hat, dass Bauträger für von ihnen bezogene Leistungen von 
Bauunternehmern regelmäßig nicht die Umsatzsteuer schulden, fordern die Bauträger die zu Unrecht von ihnen an die 
Finanzämter abgeführte Umsatzsteuer zurück. Die Finanzverwaltung will die Umsatzsteuer jedoch nur dann an die Bau-
träger erstatten, wenn diese die Umsatzsteuer nachträglich an die Bauunternehmer tatsächlich gezahlt haben oder das 
Finanzamt den Erstattungsanspruch mit einem abgetretenen Nachforderungsanspruch des Bauunternehmers aufrech-
nen kann. 
 
Der Bundesfinanzhof25 hat diesem Ansinnen der Verwaltung klar widersprochen. Der Bauträger hat einen uneinge-
schränkten Anspruch auf Erstattung der zu Unrecht abgeführten Umsatzsteuer. Dieser ist nicht von den seitens der 
Verwaltung aufgestellten Voraussetzungen abhängig. 
 
Außerdem hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass der Bauunternehmer gegen den Bauträger einen Anspruch auf 
nachträgliche Zahlung der Umsatzsteuer hat, wenn beide Vertragsparteien bei einem vor Erlass des BFH-Urteils vom 
22. August 2013 abgeschlossenen und durchgeführten Bauvertrags übereinstimmend von einer Steuerschuldnerschaft 
des Bauträgers ausgegangen sind und der Bauträger die auf die Leistungen des Bauunternehmers entfallende Umsatz-
steuer zunächst an das Finanzamt abgeführt hat und später die Erstattung der Steuer verlangt. 
 

Identität von Rechnungsaussteller und leistendem Unternehmer  
als Voraussetzung für den Vorsteuerabzug 

 
Ein Unternehmer verkaufte umsatzsteuerpflichtig Computer und Software. Er machte Vorsteuer aus dem Erwerb von 
Elektronikartikeln von den Zulieferfirmen T und F geltend. Die Waren wurden ihm von der A-AG angeboten, von der er 
die Waren entweder abholte oder sie von der A-AG direkt an seine Abnehmer verschicken ließ. 
 
Das Finanzamt war der Ansicht, dass T und F als sog. missing trader (Nichtunternehmer) und der Unternehmer als 
sog. buffer (Zwischenhändler) in eine Umsatzsteuerbetrugskette eingebunden waren und versagte dem Unternehmer 
den Vorsteuerabzug. 
 
Der Bundesfinanzhof26 entschied unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Uni-
on27, dass für den Vorsteuerabzug u. a. leistender Unternehmer und Rechnungsaussteller identisch sein müssen. Das 
war hier nicht der Fall, denn die Lieferungen wurden von der A-AG und nicht von T und F ausgeführt. Mithin wurden die 
von T und F abgerechneten Lieferungen nicht erbracht und die von der A-AG ausgeführte Lieferung nicht abgerechnet. 
 

Erhebung von Säumniszuschlägen auf nachgeforderte  
Sozialversicherungsbeiträge nur bei bedingtem Vorsatz 

 
Entrichtet der Zahlungspflichtige nicht rechtzeitig die Sozialversicherungsbeiträge, fällt ein Säumniszuschlag von 1 % 
des rückständigen Betrags je Monat an. Wird eine Beitragsforderung durch Bescheid mit Wirkung für die Vergangenheit 
festgestellt, kann der Säumniszuschlag gegebenenfalls entfallen. Dazu muss der Beitragsschuldner glaubhaft machen, 
dass er unverschuldet keine Kenntnis von der Zahlungspflicht hatte.28 
 
Das Bundessozialgericht29 hat entschieden, dass Fahrlässigkeit kein Verschulden begründet. Es muss mindestens be-
dingter Vorsatz vorliegen. Der Beitragsschuldner muss also seine Zahlungspflicht mindestens für möglich halten und 
billigend in Kauf nehmen. 
 
Im entschiedenen Fall hatte eine GmbH, die ein Busunternehmen betrieb, neben den eigenen Fahrern regelmäßig er-
gänzend weitere Fahrer (Tourbegleiter) eingesetzt. Sie behandelte diese als selbstständig und meldete sie nicht zur 
Sozialversicherung an. Das wurde im Rahmen einer Betriebsprüfung bemängelt und nachträglich Beitragsbescheide 
nebst Säumniszuschlägen erlassen. 
 
Das Bundessozialgericht akzeptierte, dass den Geschäftsführer der GmbH im Zeitpunkt der Fälligkeit der Beiträge kein 
Verschulden traf. Das Landessozialgericht muss allerdings weiter aufklären, ob der Geschäftsführer nicht zu einem spä-
teren Zeitpunkt Kenntnis von seiner Zahlungspflicht erlangte. Schädlich wäre auch die Kenntnis eines Angestellten der 
GmbH, sofern er eigenverantwortlich mit der sozialversicherungsrechtlichen Bewertung der Tourbegleiter und der Erfül-
lung der sozialversicherungsrechtlichen Zahlungspflichten betraut war. 
 
Die Beweislast für die unverschuldete Unkenntnis bzgl. der Zahlungspflicht trägt die GmbH. 

                                                        
24 BFH, Urt. v. 22.08.2013, V R 37/10, BFH/NV 2014, S. 130, LEXinform 0928119. 
25 BFH, Urt. v. 23.01.2019, XI R 21/17, BFH/NV 2019, S. 505, LEXinform 0951456. 
26 BFH, Urt. v. 14.02.2019, V R 47/16, BFH/NV 2019, S. 783, LEXinform 0951000. 
27 EuGH, Urt. v. 15.11.2017, C-374/16, C-375/16, DStRE 2017, S. 1531, LEXinform 0651521. 
28 § 24 Abs. 2 SGB IV. 
29 BSG, Urt. v. 12.12.2018, B 12 R 15/18 R, LEXinform 1674533. 
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Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Urlaubsanspruch 
 
Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihre Hauptleistungspflichten durch die Vereinbarung unbezahlten Sonderurlaubs 
vorübergehend aus, entsteht beim Arbeitnehmer für diese Zeit kein Anspruch auf Erholungsurlaub. So entschied das 
Bundesarbeitsgericht30 im Fall einer Arbeitnehmerin, die den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Tagen für ein Kalender-
jahr von ihrem Arbeitgeber verlangte, in dem sie wegen unbezahlten Sonderurlaubs keine Arbeitsleistung erbracht hat-
te. 
 
Mit dieser Entscheidung änderte das Bundesarbeitsgericht seine bisherige Rechtsprechung, nach der es für die Entste-
hung des Urlaubsanspruchs nicht auf die geleistete Arbeit, sondern nur auf das Bestehen des Arbeitsverhältnisses an-
kam. 
 

Ausländische Buchführungspflichten können deutsche  
steuerliche Buchführungspflicht begründen 

 
Wer nach anderen Gesetzen als den deutschen Steuergesetzen buchführungspflichtig ist, muss diese Pflicht auch für die 
deutsche Besteuerung erfüllen.31 Das gilt selbst dann, wenn sich die Buchführungspflicht nach ausländischem Recht 
ergibt. 
 
Eine Aktiengesellschaft (AG) war nach liechtensteinischem Recht buchführungspflichtig. Sie besaß im Inland eine ver-
mietete Immobilie und war insoweit in Deutschland beschränkt körperschaftsteuerpflichtig. Das Finanzamt erließ gegen 
die AG einen Bescheid über den Beginn der Buchführungspflicht für den Gewerbebetrieb „Vermietung und Verwaltung 
von Grundbesitz“. 
 
Der Bundesfinanzhof32 entschied, dass dieser Bescheid rechtmäßig war. Er schloss sich damit der (nicht unumstrittenen) 
Rechtsauffassung an, dass auch ausländische Rechtsnormen zur Buchführung im inländischen Besteuerungsverfahren 
verpflichten können. 
 

Korrektur fälschlicherweise gewinnerhöhend ausgebuchter Verbindlichkeit 
 
Ein Kommanditist schied aus einer KG aus und erhielt eine Abfindung, die die KG dadurch erfüllte, dass sie private 
Bankdarlehn des Kommanditisten übernahm. Die KG buchte die zunächst passivierten Darlehnsverbindlichkeiten 1995 
fälschlicherweise gewinn- und steuererhöhend aus. Die darauf beruhende Steuerveranlagung 1995 wurde bestandskräf-
tig. 1996 bemerkte sie den Fehler und buchte den Darlehnsbetrag gewinn- und steuermindernd ein. 
 
Der Bundesfinanzhof33 entschied, dass dies rechtens war. Die Verbindlichkeit war nach den Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung zwingend in der Bilanz auszuweisen, weil die Abfindung betrieblich veranlasst war und die Ausbu-
chung 1995 die Steuerbelastung erhöht hatte. Weil das Veranlagungsjahr 1995 aber bestandskräftig war, musste die 
gewinnmindernde Einbuchung in der Schlussbilanz des ersten Jahrs nachgeholt werden, in der dies mit steuerlicher 
Wirkung verfahrensrechtlich möglich war, somit 1996. 
 

Solaranlagen und Co. müssen ins Marktstammdatenregister  
eingetragen werden 

 
Das Marktstammdatenregister ist ein amtliches Register für alle stromerzeugenden Anlagen. Das System löst seit An-
fang 2019 alle bisherigen Meldewege für Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz oder 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz ab. In ihm müssen alle Stromerzeugungsanlagen registriert werden. 
 
Eintragen muss sich beispielsweise auch, wer mit einer mit dem Netz verbundenen Solaranlage privaten Strom erzeugt. 
Das gilt für alle Photovoltaikanlagen, Blockheizkraftwerke, Batteriespeicher, Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen, Wind-
energieanlagen und Notstromaggregate. Das gilt auch dann, wenn die Anlage bereits seit vielen Jahren läuft. 
 
Bereits vor dem 31. Januar 2019 in Betrieb befindliche Anlagen müssen grundsätzlich bis 31. Januar 2021 eingetragen 
werden. Für Batteriespeicher gilt eine kürzere Frist. Die Registrierung muss hier bis zum 31. Dezember 2019 erfolgen. 
Jede Neuanlage, die ab Februar 2019 an den Start gegangen ist, muss innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme ins 
Marktstammdatenregister eingetragen werden. 
 
Hinweis: Jede Strom erzeugende Anlage muss einzeln registriert werden. Für eine Photovoltaikanlage mit Batteriespei-
cher bedarf es daher zweier einzelner Eintragungen. 
 
(Quelle: Verordnung zur Änderung der Marktstammdatenregisterverordnung34) 
                                                        
30 BAG, Urt. v. 19.03.2019, 9 AZR 315/17, LEXinform 0449546. 
31 § 140 AO. 
32 BFH, Urt. v. 14.11.2018, I R 81/16, BFH/NV 2019, S. 604, LEXinform 0951176. 
33 BFH, Urt. v. 08.11.2018, IV R 38/16, BFH/NV 2019, S. 551, LEXinform 0951080. 
34 Verordnung zur Änderung der Marktstammdatenregisterverordnung v. 15.11.2018, BGBl 2018 I, S. 1891. 


